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Bericht und Antrag 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für eine sechste 
Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern 

— Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage 

— Drucksache 7/913 — 


A. Problem 

Nachdem alle Mitgliedstaaten der EG das Mehrwertsteuer- 
system eingeführt haben, sind weitere Harmonisierungsziele 
die Vereinheitlichung der Steuerbemessungsgrundlage und 
schließlich die Annäherung der Steuersätze. 

Die Harmonisierung der Steuerbemessungsgrundlage ist der 
logisch nächste Schritt, an dem die Europäischen Gemeinschaften 
auch wegen der vorgesehenen weiteren Ersetzung der Finanz- 
beiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemein- 
schaften ein starkes Interesse haben. 


B. Lösung 

Der Vorschlag einer sechsten Richtlinie enthält die Harmonisie- 
rung der Steuerbemessungsrundlage und die Abgrenzung zu 
den Steuerbefreiungen sowie eine Vereinheitlichung einer 
Reihe damit im Zusammenhang stehender Begriffe. 

Der Vorschlag hätte bei seiner uneingeschränkten Annahme 
tiefgreifende Änderungen des deutschen Umsatzsteuergesetzes 
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zur Folge. Deshalb meldet der Ausschuß eine Reihe von Beden- 
ken an, die insbesondere betreffen 

— den Zeitpunkt des Inkrafttretens 

— die territoriale Abgrenzung zu West-Berlin und der DDR 

— die Einbeziehung von Grundstücksumsätzen 

— die Besteuerung von Rundfunk und Fernsehen 

— die Kürzung der Pauschsätze für die Landwirtschaft 

— das Ausmaß der Detailregelungen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Auswirkungen auf die Haushalte von Bund und Ländern wür- 
den sich insbesondere durch die Einbeziehung von Grund- 
stücksumsätzen ergeben; einem Mehraufkommen bei der Um- 
satzsteuer von 700 Millionen DM im Jahr stünde bei Wegfall 
der Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer ein Minus von 
1 600 Millionen DM gegenüber. Weitere notwendige Anpas- 
sungen des nationalen Rechts würden zu Mehreinnahmen füh- 
ren, die den vorgenannten Ausfall jedoch nicht ausgleichen 
würden. 
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A. Bericht des Abgeordneten von Alten-Nordheim 


Die Vorlage — Drucksache 7/913 — wurde durch den Ausgangspunkten entfaltet. Die Kommission 

Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bundes- möchte mit dieser Richtlinie offenbar kurzfristig bis 

tages vom 13. September 1973 an den Finanzaus- ins einzelne gehend die Voraussetzungen für Eigen- 
schuß sowie mitberatend an den Haushaltsausschuß einnahmen aufgrund der Mehrwertsteuer-Bernes- 

überwiesen. Der Finanzausschuß hat über die Vor- sungsgrundlage schaffen und das ebenfalls mit den 

läge am 7. November, 5. Dezember 1973, 23. Januar Beschlüssen vom 21. April 1970 vorsorglich vorge- 

und 15. März 1974 beraten. Der Haushaltsausschuß sehene Hilfsverfahren entbehrlich machen, wonach 

hat sich darauf beschränkt, von der Vorlage Kennt- erforderlichenfalls für eine Übergangszeit dieser 

nis zu nehmen. Eigeneinnahmenteil in vereinfachter Form auf stati- 

Das Ergebnis der Beratungen im Finanzausschuß bischer Grundlage ermittelt werden kann. Das wei- 

hat seinen Niederschlag in einer Entschließung ge- tere Verfahren wird zei 0 en müssen, inwieweit sich 

funden, die Teil des Ausschußantrages ist. Der Aus- anderen Mitgliedstaaten mit einer so weitge- 

schuß begrüßt insbesondere, daß mit der vorgeschla- Wenden Einschränkung und Umgestaltung der natio- 
genen Richtlinie eine weitere Voraussetzung für die na ^ en Gesetzgebung bei der Umsatzsteuer abfinden 
Verwirklichung des Harmonisierungszieles, die Be- werdei b die über den Rahmen und Charakter einer 
seitigung der Behinderungen der Warenströme über so 9- Richtlinie erheblich hinausgehen. Vorsorglich 
die Binnengrenzen infolge Umsatzsteuerbe- und -ent- empfiehlt der Finanzausschuß dem Deutschen Bun- 
lastungen, geschaffen wird. Was die Kommission destag eine Reihe von Vorbehalten aus deutscher 
vorschlägt, geht im Detail erheblich über die hierfür Sicht, die die Bundesregierung in der weiteren und 
notwendigen Anpassungen hinaus. Hier wird er- nach Auffassung des Ausschusses noch gründlich 
kennbar, daß die Ratsbeschlüsse vom 21. April 1970 durchzuführenden Beratung in Brüssel zur Geltung 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- bringen soll 
Staaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften eine 

Eigendynamik in Richtung einer weitgehenden Namens des Ausschusses bitte ich, der vorgeschla- 
Gleichheit der nationalen Umsatzsteuergesetze in genen Entschließung zuzustimmen. 


Bonn, den 20. März 1974 


von Alten-Nordheim 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorlage — Drucksache 7/913 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt das Ziel, das die Kommission der EG mit 
ihrem Vorschlag für eine 6. Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der Um- 
satzsteuer verfolgt. Er sieht in dem materiellen Teil des Vorschlags einen 
bedeutenden Beitrag zu Fortschritten in der Angleichung der umsatzsteuer- 
lichen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten. 

Der Vorschlag hätte jedoch bei seiner Annahme tiefgreifende Änderungen des 
deutschen Umsatzsteuerrechts zur Folge, z. B. hinsichtlich der steuerlichen Be- 
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handlung der Rundfunkanstalten (Artikel 4 Abs. 5) und der Einschränkung 
des Vorsteuerabzugs bei Reisekosten, Spesen und ähnlichen Aufwendungen 
(Artikel 17 Abs. 6). Er bedarf daher im einzelnen noch einer sehr sorgfältigen 
Prüfung. Die Bundesregierung wird gebeten, bei den Beratungen des Kommis- 
sionsvorschlags ihr Augenmerk insbesondere auch auf folgende Punkte zu 
richten: 

1. Die nach Artikel 1 vorgesehene Anpassung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften bis spätestens 1. Januar 1975 läßt sich selbst dann nicht verwirk- 
lichen, wenn der Rat die neue Richtlinie demnächst verabschieden sollte. Den 
Staaten muß eine ausreichende Zeit zur Umstellung auf das neue Recht 
zugebilligt werden. 

2. Bei Artikel 3 sollte sichergestellt werden, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land sowohl die jetzigen Zollfreigebiete als auch die bestehenden steuer- 
lichen Sonderregelungen im Verhältnis zu West-Berlin und zur DDR beibe- 
halten kann. 

3. In den Artikeln 4 und 5 sollte die Besteuerung von Grundstücken, insbe- 
sondere von Neubauten und Baugrundstücken ausgeklammert werden. Die 
Problematik einer Besteuerung von Neubauten und Baugrundstücken ist für 
Staaten, die gegenwärtig eine spezielle Steuer auf den Grundstücksverkehr 
erheben, zu groß, als daß diese Fragen kurzfristig entschieden werden 
könnten. Bei einer solchen Ausklammerung sind auch gewichtige Wettbe- 
werbsprobleme im Verhältnis der Mitgliedstaaten untereinander nicht zu 
erwarten. 

4. In den Artikeln 14 bis 16 sollten die Befreiungsvorschriften des geltenden 
deutschen USt-Rechts soweit als möglich berücksichtigt werden. 

5. Der Deutsche Bundestag spricht sich gegen die in Artikel 27 Abs. 4 und 5 
vorgesehene Kürzung der Pauschalsätze für Land- und Forstwirte auf 90 
bzw. 80 und 70 v. H. aus. Im übrigen sollte die in Artikel 27 geregelte Be- 
steuerung der Land- und Forstwirtschaft so gefaßt werden, daß das geltende 
deutsche Recht der Pauschalierung möglichst voll beibehalten werden kann, 

6. Die z. Z. nach der 2. USt-Richtlinie bestehende Möglichkeit, im Rahmen der 
Mehrwertsteuer aus konjunkturpolitischen Gründen vorübergehend eine 
Investitionssteuer zu erheben, sollte erhalten bleiben. 

7. Steuertechnische Einzelheiten sollen in dieser Richtlinie nur insoweit ge- 
regelt werden, als es für die Erfüllung ihrer Ziele unbedingt erforderlich 
ist. Grundsätzlich ist zu vermeiden, daß die Entscheidungsfreiheit des 
nationalen Steuergesetzgebers über das erforderliche Maß eingeschränkt 
wird. 


Bonn, den 20. März 1974 


Der Finanzausschuß 

Frau Funcke von Alten-Nordheim 

Vorsitzende Berichterstatter 
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